
18 Montag, 26. September 2022Meinung & Debatte

«Für eine Rückkehr
des starken Staates»

Man konnte das Verdrehen von Fakten
durch Cédric Wermuth schon öfters be-
obachten, letztmals genau zu dem Zeit-
punkt, als eine Impfung gegen Corona
zur Verfügung stand, entwickelt, ge-
testet, zugelassen und produziert in
Rekordzeit durch private Unternehmen
und Investoren in einem marktwirt-
schaftlichen Umfeld.

«Die zentrale Lektion lautet: Wenn
es wirklich darauf ankommt, löst der
Markt gar nichts» (NZZ 14. 10. 21) war
von ihm damals zu lesen, ein offensicht-
licher Unsinn angesichts dieser epocha-
len Leistung.

In der NZZ vom 21. 9. 22 wird dieses
Ignorieren von Fakten durch Wermuth
nun schon wieder zelebriert: «Wir brau-
chen jetzt mehr Staat, nicht weniger.»
Als ob der Staat Medikamente oder
Kilowattstunden produzieren oder das
fehlende Gas ersetzen würde.

Es war in Deutschland ebendieser
Staat, welcher die Abhängigkeit von
russischem Erdgas forcierte und gleich-
zeitig die heimischen Kernkraftwerke
abschaltete und damit die Voraus-
setzungen für die Krise erst geschaf-
fen hat.

Es war in der Schweiz der Staat,
welcher das AKW Kaiseraugst be-
erdigte unter Inkaufnahme eines Mil-
liardenverlustes, da der Bau eines eige-
nen Kernkraftwerkes gesellschaftspoli-
tisch nicht mehr tragbar ist, wie kom-
muniziert wurde. Der Import von sehr
grossen Mengen Strom aus französi-
schen Kernkraftwerken ist und war es
hingegen schon,mindestens solange ge-
liefert wird.

Weil der Staat zwar wichtig ist, aber
auch zu Fehlleistungen neigt, braucht es
in Krisenzeiten Fachwissen und Augen-
mass und nicht Politiker,welche sich mit
Klassenkampf profilieren wollen.

Christoph Graf, Valens

«Beimischquote»
statt Flugticketabgabe

Anstelle einer Beimischquote bringt
eine über mehrere Jahre zu erfüllende
Produktionsquote höhere Investitions-
sicherheit bei der Herstellung von Flug-
zeugtreibstoffen mit Solarenergie und
eine stärkere Lenkungswirkung (NZZ
17. 9. 22).

Wird eine Beimischung von ledig-
lich etwa 3 Prozent moderner Flug-
zeugtreibstoffe im Jahr 2030 ange-
strebt, könnten die Fluggesellschaften
beispielsweise bereits im Jahr 2027 ver-
pflichtet werden, solche Treibstoffe ab
2030 jährlich im Umfang von 3 Prozent
ihres Kerosinverbrauchs im Jahr 2027
bereitzustellen. Das gäbe schon einmal
gut zwei Jahre Vorlauf für die Investi-
tionsplanung.

Diese Erzeugungspflicht könnte
z. B. für die 10 Jahre 2030 bis 2039
gelten, so dass insgesamt eine Erzeu-
gungsquote von 30 Prozent, bezogen
auf den Verbrauch des Jahres 2027, ge-
währleistet wäre und grössereTeile der

benötigten Investition ausAufschlägen
auf den Flugpreis im Jahr 2027 finan-
ziert würden.Die Erzeuger der moder-
nen Brennstoffe müssten wenigerWag-
niszuschläge für die ungewissen Er-
träge ihrer Anlagen in Folgejahren
kalkulieren und könnten sich günstig
finanzieren.

Für den Kerosinverbrauch im Jahr
2028 würde erneut eine vergleichbare
Quote von 10 mal 3 Prozent gelten, die
nun ein Jahr versetzt zu erfüllen wäre,
in den Jahren 2031 bis 2040. Im Jahr
2031 würden dann bereits 6 Prozent
des klimaschonenderenTreibstoffs her-
gestellt werden, und bei vergleichbarer
Quote für den Flugverkehr 2029 wären
es 9 Prozent ab 2032. Gern auch mehr.

Als grosser Vorteil einer derartigen
Quote entsteht bereits 2027, wenn das
Fliegen noch besonders klimaschäd-
lich stattfindet, eine stärkere Lenkungs-
wirkung. Sozial gerecht wäre das auch,
denn Flugausgaben sind sehr stark mit
höherem Einkommen korreliert, und
die Kosten werden stärker denVerursa-
chern angelastet.

Joachim Falkenhagen, Berlin

Grossbritannien
und Israel

Auch wenn es um ein vor der Regent-
schaft von Königin Elizabeth II. liegen-
des schwerwiegendesVerhalten Gross-
britanniens geht, kann Israel nicht ver-
gessen, dass die Briten 1917 mit der
Balfour-Erklärung wohl Unterstüt-
zung für eine jüdische Heimstätte in
Palästina versprachen, jedoch 1922 bis
1948 alles unternahmen, um diese zu
verhindern («Israel verabschiedet sich
von einer Königin, die es nie gesehen
hat», NZZ 19. 9. 22).

Dabei hatte das noch heute gültige
Völkerbundsmandat von 1922 Grossbri-
tannien mit der Errichtung dieser Heim-
stätte zwischen Jordan und Mittelmeer
beauftragt.Dies, nachdem Churchill das
den Juden versprochene Gebiet um 77
Prozent reduziert hatte, zur Schaffung
Transjordaniens (heute Jordanien).

Weiter begannen die inzwischen
proarabischen beziehungsweise anti-
jüdischen Briten, die jüdische Einwan-
derung in völliger Verletzung ihres
Auftrags einzuschränken. Gleichzeitig
liessen sie jedoch illegal zahlreiche
Araber ins jüdischeMandatsgebiet ein-
wandern.

Im Mai 1939 hielt US-Präsident
Roosevelt fest, dass die (illegale) ara-
bische Immigration seit 1922 diejenige
der Juden bei weitem überstiegen habe.
In den für die Juden Europas dramati-
schen Jahren ab 1939 wurden nur noch
15 000 Juden pro Jahr ins Land gelassen,
dies völlig mandatswidrig, ein Betrug am
jüdischen Volk.

1943 erklärte der britische Kolo-
nialminister Stanley, dass man die dor-
tige jüdische Bevölkerung «einfrieren»
werde als Minderheit in einem künfti-
gen arabischen Staat anstelle der eigent-
lich vorgesehenen jüdischen Heimstätte.
Trotzdem entstand im Mai 1948 der
Staat Israel.

Im darauffolgenden arabischen
Angriffskrieg gelang es der von Bri-

ten kommandierten und hochgerüste-
ten jordanischen Arabischen Legion,
illegal das Westjordanland und Ost-
jerusalem zu besetzen (bis 1967), alles
Teile der jüdischen Heimstätte gemäss
Völkerbundsmandat. Die Briten mach-
ten sich damit mitschuldig an der heu-
tigen Konfliktsituation, wirklich kein
Ruhmesblatt.

Hanspeter Büchi, Stäfa

Uno-Klimagipfel
in der Schweiz?

Die Vision einer Kandidatur für die
Ausgabe 2026 wird gegenwärtig vom
Bund überprüft (NZZ 20. 9. 22). Als
Erstes wäre abzuklären, wer die Visio-
näre sind, was für eine Rolle sie bisher
gespielt haben und welches ihre Eigen-
interessen sind.

Fest steht, dass das IPCC (Inter-
governmental Panel on Climate
Change) in den 35 Jahren seines Be-
stehens bei den immer gigantischer, teu-
rer und fragwürdiger gewordenenWelt-
klima-Konferenzen wenig Brauchbares
hervorgebracht hat.

Profitiert haben bis jetzt einzig und
allein die Schlaumeier, welche die
Klimawandel- und Klimaschutz-Ideo-
logien zu ihrem Geschäftsmodell ge-
macht haben. Dem Geist des Inders
und «Klima-Messias» Rajendra Kumar
Pachauri entsprechend, der ab 2002
während dreizehn Jahren dem IPCC
vorstand, vor sieben Jahren unter du-
biosen Umständen zurücktreten musste
und inzwischen verstorben ist.

Die Folgen sind Klimahysterie,
irrationale Energie- und Klimapolitik,
deren unbequeme Konsequenzen die
Gesellschaft je länger, je empfindlicher
zu spüren bekommt, unter anderem in
der Form von kollabierender Sicherheit
in der Stromversorgung, steigendem
Blackout-Risiko und massiv zunehmen-
der Umweltschädigung.

Nach bereits zu vielen schädlichen
ideologischen Seitensprüngen kann sich
unsere Regierung keine weitere leisten –
daher bitte kein Uno-Klimagipfel 2026
in der Schweiz.

Jack Leuzinger, Schwändi (GL)

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten umVerständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei derAuswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor,Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse desAbsenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach, 8021 Zürich
E-Mail: leserbriefe�nzz.ch
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TRIBÜNE

CO2-Abgabe
ist verfassungswidrig
Gastkommentar
von RENÉ WIEDERKEHR

Der Bundesrat hat unlängst die Botschaft zum revidierten CO2-
Gesetz eröffnet. Die darin vorgesehene CO2-Abgabe, die auf fos-
silen Brennstoffen wie Öl und Gas erhoben wird, bleibt zwar bei
120 Franken pro Tonne; neu sollen jedoch zumindest bis 2030 die
Mittel der Abgabe bis knapp zur Hälfte in Klimaschutzmassnah-
men investiert werden dürfen. Der Bundesrat hält damit an der
bereits in derVernehmlassungsvorlage enthaltenen Erhöhung der
Mittelverwendung fest und nimmt die dagegen geäusserten Beden-
ken nicht auf. Auch in der NZZ wurde darauf hingewiesen, dass
ein derart massiver Ausbau der Mittelverwendung zugunsten von
Klimaschutzmassnahmen verfassungsrechtlich höchst problema-
tisch sei. Nach geltendem CO2-Gesetz kann «lediglich» ein Drittel
des Ertrags für Klimaschutzmassnahmen verwendet werden; der
übrige Ertrag wird an die Bevölkerung und dieWirtschaft verteilt.

Worin liegt die Problematik? Bei der CO2-Abgabe handelt es
sich um eine Lenkungsabgabe. Sowohl Steuern (Lenkungssteuern)
als auch Kausalabgaben (Lenkungskausalabgaben) können mit
einer Lenkungskomponente versehen werden. Zudem bilden die-
jenigen Lenkungsabgaben, die ausschliesslich der Verhaltenslen-
kung dienen und deren Ertrag vollumfänglich an die Bevölkerung
zurückerstattet wird, eine eigenständige dritte Kategorie von Len-

kungsabgaben (sogenannte «reine Lenkungsabgaben»).Teilweise
wird auch dann von einer «reinen Lenkungsabgabe» gesprochen,
wenn ein Drittel derAbgabe lenkungszielkonform verwendet und
«nur» zwei Drittel an die Bevölkerung zurückerstattet werden.

Diese Differenzierung hat Auswirkungen auf die Verfassungs-
grundlage: Für die Erhebung von Steuern bedarf der Bund einer
expliziten Einzelermächtigung, woraus die Art der Steuer hervor-
geht (Enumerationsprinzip); für Kausalabgaben wie auch für reine
Lenkungsabgaben genügt hingegen eine allgemeine Sachkompe-
tenz. Lenkungsabgaben können demnach nur dann gestützt auf
eine Sachkompetenz erhoben werden, wenn zumindest zwei Drit-
tel der Erträge an die Bevölkerung zurückerstattet werden. Ent-
sprechend handelt es sich bei der vorgesehenen CO2-Abgabe, wo-
nach bis knapp die Hälfte des Ertrags für Klimaschutzmassnah-
men verwendet werden darf, um eine (Lenkungs-)Steuer, die einer
Verfassungsgrundlage bedarf, die bis zum heutigen Zeitpunkt je-
doch fehlt. Der Bundesrat argumentiert neuerdings dahingehend,
dass die CO2-Abgabe in der vorgeschlagenen Ausgestaltung eine
Brennstoffsteuer darstelle (Art. 131 Abs. 1 lit. e BV). Unter dem
Begriff der Brennstoffsteuer sind allerdings die Mineralölsteuer
und derMineralölsteuerzuschlag gemeint, und es dürfen nicht kur-
zerhand Lenkungssteuern auf fossilen Produkten darunter sub-
sumiert werden.Das Enumerationsprinzip bezweckt, dass die vom
Bund erhobenen Steuern sich eindeutig aus der Verfassung erge-
ben müssen und nicht unter bereits bestehende Steuerkompeten-
zen subsumiert werden dürfen.

Der Bund täte demnach gut daran, die vorgesehene CO2-Ab-
gabe auf eine klare verfassungsmässige Grundlage zu stellen.Man
kann nur hoffen, dass die Parlamentarier denMut haben, entweder
eine eindeutige verfassungsrechtliche Grundlage für derartige
Lenkungsabgaben bzw. eben präzise Lenkungssteuern zu schaf-
fen oder die Mittelverwendung zugunsten von Klimaschutzmass-
nahmen erheblich zu reduzieren und damit den Rückerstattungs-
anteil an die Bevölkerung zu erhöhen. In der nun gegenwärtig
vorliegenden Konzeption ist die CO2-Abgabe verfassungswidrig.

René Wiederkehr lehrt öffentliches Recht an der ZHAW School of Manage-
ment and Law, Zentrum für Sozialrecht, und ist Titularprofessor an der Uni-
versität Luzern.

Der Bundesrat argumentiert neuerdings
dahingehend, dass die CO2-Abgabe
eine Brennstoffsteuer darstelle.
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Kirche «von oben»
und Kirche «von unten»
Gründet die Kirche auf bindende Bekenntnisse,
oder ist sie eine Institution, die demokratisch verfasst sein soll
und ihre Bekenntnisse jeweils neu aushandeln muss?
Die christlichen Konfessionen halten unterschiedliche
Antworten bereit. Gastkommentar von Christoph Sigrist
und Konrad Schmid

Das Stromproblem schmilzt
wie Butter an der Sonne
Die Schweiz ist immer spät dran, aber selten zu spät.
Solarstrom aus den Bergen wird künftig unser Winterloch
stopfen – weil es sich rechnet. Sogar für Fischer.
Gastkommentar von Peter Bodenmann

Die reformierte Landeskirche des Kantons Zürich
versteht sich als Teil der weltweiten christlichen
Kirche, die in verschiedenen katholischen, ortho-
doxen und protestantischen Ausprägungen exis-
tiert, welche unterschiedliche Bekenntnisse her-
vorgebracht haben.

Die Zürcher reformierte Kirche kennt seit 1868
kein verbindliches Bekenntnis mehr. Dieser Ent-
scheid verdankte sich der damaligen Überzeugung,
dass die politische Glaubens- und Gewissensfrei-
heit auch in der Kirche gelten müsse. Die Bekennt-
nisfreiheit basiert aber auch auf einer grundlegen-
den theologischen Überlegung: Die reformierten
Kirchen gründen auf das Evangelium und nicht
auf ein bestimmtes Bekenntnis. Aus diesem Grund
sind reformierte Bekenntnisse grundsätzlich revi-
dierbar. Sie haben sich an der Bibel zu messen, die
allerdings viele Stimmen in sich vereint.

Der biblische Kanon begründet, wie Ernst Käse-
mann es einmal festgehalten hat, nicht die Einheit
der Kirche, sondern die Vielzahl der Konfessionen.
Deshalb impliziert und ermöglicht die Bibel unter-
schiedliche Glaubensbezeugungen.

Freiheit zum Bekenntnis

Bekenntnisfreiheit in der reformierten Tradition
heisst entsprechend auch nicht Freiheit vom Be-
kenntnis, sondern Freiheit zum Bekenntnis: Das
reformierte Gesangbuch mit seinen liturgischen
Texten enthält zum Beispiel ein nach einer indo-
nesischen Vorlage gestaltetes Bekenntnis, das für
die Lebendigkeit der Artikulation des christlichen
Glaubens steht.

Dass die Bekenntnisfreiheit der Zürcher Kir-
che ein treibender Faktor von Kirchenaustritten
gewesen sein soll, wie etwa der ehemalige Gene-

Fast niemand kannte bis zum Februar dieses Jah-
res das Oberwalliser Dorf Grengiols und seine Ge-
schichte. 1789 hatten die befreundeten Österreicher
das reiche Bauerndorf abgefackelt, um den Trup-
pen Napoleons nur verbrannte Erde zu hinterlas-
sen. Die geschmolzene Butter floss die steilen Dorf-
gassen hinunter.

Im Februar 2022 schrieb ich in der «Roten
Anneliese» einen ausführlichen Artikel zugunsten
des Baus einer alpinen Freiflächenanlage im Saf-
lischtal, das zur Gemeinde Grengiols gehört. Der
Titel: «Make Grengiols great again». Von Beginn
weg begeistert war der Gemeindepräsident.

Auf Solidarität ist kein Verlass

Geschehen wäre trotzdem weiterhin gar nichts,
obwohl die Schweiz bei Ländervergleichen nach
27 Jahren Moritz Leuenberger, Doris Leuthard und
Simonetta Sommaruga in Sachen neue erneuerbare
Energien bisher stets kurz vor oder hinter dem EU-
Besenwagen unterwegs war.

Der Game-Changer hiess Wladimir Putin, der
mit seinen Truppen die Ukraine überfiel. Und jetzt
schrittweise den Europäern den Gashahn zudreht.
Seit Corona wissen wir: In der Not ist sich jeder
selbst der Nächste – wenigstens auf Ebene der Staa-
tengemeinschaft. Solidaritätsabkommen sind Luft-
ballone, die platzen, sobald sie fliegen sollten. Trotz
besten Voraussetzungen ist die Schweiz einmal mehr
nicht vorbereitet. Guy Parmelin hat seine Heizöl-
Pflichtlager immer noch nicht aufgefüllt. Niemand
kümmert sich um die vorhandene gewaltige Leistung
der in der Schweiz installierten Notstromaggregate.

Die Schweiz ist immer spät dran, aber selten zu
spät. Im Ständerat zündeten Beat Rieder und Ruedi
Noser, unterstützt von den Akteuren der Gletscher-
initiative – eine Solarrakete. Anlagen wie Gondo
Solar, Grengiols Solar und weitere können blitz-
schnell realisiert werden. Bis sie zusammen 2000
Millionen Kilowattstunden Winterstrom liefern.
Auf allen Neubauten der baldigen 10-Millionen-
Schweiz müssen neu Solarzellen installiert werden.

Die NZZ liess letzte Woche wegen der angeb-
lich verfassungswidrigen «Lex Bodenmann» die
Alarmglocken läuten. Erstens gibt es keine Lex
Bodenmann, weil ich nicht Bestandteil des Gesetz-
gebungsprozesses war. Und zweitens wird die leicht
modifizierte Vorlage der Herren Rieder und Noser
aufgrund der klaren Resultate in der nationalrät-
lichen Kommission durch die beiden Räte flutschen
wie einst die geschmolzene Butter in Grengiols.

Die schönste Nebengeschichte: Der lange Zeit
zögerliche Oberwalliser SVP-Nationalrat Michael
Graber flog letzte Woche zusammen mit Christian
Imark und Albert Rösti mit dem Helikopter über
das Saflischtal, um seine Parteikollegen zu bekeh-
ren. Operation gelungen.

Deutschland will seine Bundesländer zwingen,
2 Prozent ihrer Landfläche für Windräder zur Ver-
fügung zu stellen. Der Alpenraum der Schweiz
weist eine Fläche von rund 18 Milliarden Quadrat-
metern auf. Pro Quadratmeter kann man an guten
Lagen pro Jahr kostengünstig und umweltfreund-
lich 250 bis 400 Kilowattstunden Strom produzie-
ren. Davon die Hälfte im Winter. Mit 0,7 Prozent
der Fläche in den Alpen kann die Schweiz ihr Win-
terloch stopfen, die bestehenden Atomkraftwerke
abschalten sowie den durch Elektroautos und Luft-
Wasser-Wärmepumpen geschaffenen Zusatzbedarf

decken. Niemand muss wegen angeblich drohen-
der Verspiegelung der Alpen Sonnenbrillen kaufen,
nicht einmal Roger Köppel. Nachrechnen erlaubt.

Das gleiche Solarpaneel produziert im Saflisch-
tal drei- bis viermal mehr Winterstrom als auf dem
Dach der NZZ an der Falkenstrasse in Zürich. Der
relevante Ressourcenverbrauch ist in den Alpen also
dreimal kleiner. Wir brauchen dreimal weniger chi-
nesische Solarpaneele. Dazu kommt: Je produzierte
Kilowattstunde Winterstrom braucht es in Gondo
und Grengiols für die Installation sechs- bis achtmal
weniger Mannstunden.Alles ökonomisch und ökolo-
gisch sinnvoll. Nachrechnen ebenfalls erlaubt.

Wasser für die Fischer

Der Grossteil der Schweizer Stromverteiler wird
von Axpo, Alpiq, BKW und Co. derzeit abgezockt.
Die parastaatlichen Stromkonzerne verlangen pro
Kilowattstunde Strom, die sie für 6 Rappen produ-
zieren, 30 und mehr Rappen. Die Opfer werden in
den Alpenstrom investieren, um die Krisengewinn-
ler zu stoppen.Total verrannt haben sich unsere so-
genannten Landschafts- und Umweltschutzorgani-
sationen. Kurt Fluri, Raimund Rodewald und Kon-
sorten fördern die Atomenergie, die in der Schweiz
dem Untergang geweiht ist. Kurt Fluri tut es offen,
Raimund Rodewald faktisch.

Bald einmal werden sich auf dem Subventions-
tischchen von Simonetta Sommaruga Gesuche für
mehrere tausend Megawattstunden türmen. Das
kann die grosse Stunde des Landschaftsschutzes
und der Umweltorganisationen werden, wenn sie
endlich die richtigen Forderungen stellen.

3 Prozent der in den Alpen produzierten Solar-
energie müssen kompensatorisch der Erhöhung
der Restwassermengen dienen. Die bestehenden
unsinnigen Kleinwasserkraftwerke werden schritt-
weise stillgelegt. Auf den Bau von Windrädern
wird verzichtet. Die Schweiz baut zwischen Bi-
ckigen und Oberitalien eine in Mikrotunnels ge-
führte Gleichstromleitung, eine Strom-Neat der
nächsten Generation. Auf die neuen Wasserkraft-
werke des runden Tisches kann man mit zwei, drei
Ausnahmen verzichten, weil sie sich nicht rechnen.
Besser geht nicht.

Peter Bodenmann ist Hotelier, Kolumnist und ehemaliger
SP-Präsident.

ralvikar des Bistums Chur, Martin Grichting, in
einem Gastbeitrag vermutete (NZZ 13. 8. 22), ist
religionssoziologisch nicht erweislich, im Gegen-
teil unwahrscheinlich: Sie war für viele Mitglieder
in den letzten 150 Jahren vielmehr ein wichtiger
Grund zu bleiben.

Es ist eine Eigenart, kein Fehler des Christen-
tums, dass es in unterschiedlichen Ausprägungen
existiert, auch jeweils innerhalb spezifischer Kon-
fessionen. Innerkirchliche Pluralität ist keine Man-
gelerscheinung. Die Zürcher Kirche des 19. Jahr-
hunderts kannte die Gegenüberstellung von
Liberalen und Positiven, die sich heute zu einem

kontinuierlichen Spektrum unterschiedlicher Über-
zeugungen weiterentwickelt hat, die gegenseitig
respektiert werden.

Für Reformierte ist die Kirche keine himmlisch
legitimierte Institution, sondern eine irdische Dis-
kursgemeinschaft von Menschen, die über die Zu-
fälligkeit und die Endlichkeit ihrer Existenz im
Horizont Gottes nachdenken. Als Kirche «von
unten» ist sie notwendigerweise demokratisch orga-
nisiert. Reformierte Kirchen unterscheiden zwi-
schen Legislative (Kirchensynode) und Exeku-
tive (Kirchenrat) und nehmen für sich nicht in An-
spruch, bessere institutionelle Organisationsformen

als der Staat zu kennen. Ihre Funktionsträgerinnen
und -träger sind demokratisch gewählt und unter-
stehen Kirchengesetz und Kirchenordnung. Sie sind
weder bessere noch schlechtere Menschen als ihre
Mitglieder. Im Rahmen des «allgemeinen Priester-
tums aller Gläubigen» bewegen sich alle in gleicher
Nähe und Distanz zu Gott.

Die Kirche weiss, dass sich das Wohl einer Ge-
meinschaft am Wohl ihrer Schwächsten bemisst,
und sie setzt sich für diese ein. Die reformierte Kir-
che versteht sich als diakonische, nicht als bischöf-
liche Kirche und setzt auch hier einen besonderen
Akzent auf das «von unten».

Christlicher Glaube gründet auf Pluralität

Bekenntnisse sind geschichtlich und geografisch be-
stimmte Artikulationen des Glaubens, die Identität
nicht herstellen, sondern abbilden. Sie existieren nur
in der Mehrzahl. Christlicher Glaube gründet auf
der Pluralität menschlicher Lebenserfahrungen und
Glaubensdeutungen. Das Christentum hat deshalb
verschiedene Konfessionen unterschiedlich ausge-
formt, die Bekenntnisse oder eben auch Bekennt-
nisfreiheit kennen. Für die Ökumene bedeutet dies:
Die Gemeinschaft der christlichen Kirchen ist plu-
ralistisch strukturiert, und dies wird auch so bleiben.

Ihre konfessionelle Vielfalt ist kein Skandal,
sondern eine unhintergehbare Realität und ein
inhaltlicher Gewinn. Die Gesamtkirche ist eine
Kirche «von unten», und die reformierten Kir-
chen leben nach diesem Modell in Freiheit und
mit Überzeugung.

Christoph Sigrist ist Pfarrer am Grossmünster in Zürich;
Konrad Schmid ist Professor für Altes Testament an der
Universität Zürich.

Hochgebirgsanlage auf demWalliser Lac des Toules, seit 2019 in Betrieb. LAURENT DARBELLAY / KEYSTONE

Niemand muss
wegen angeblich drohender
Verspiegelung der Alpen
Sonnenbrillen kaufen,
nicht einmal Roger Köppel.
Nachrechnen erlaubt.


